
Band 4, S. 46 ff.) hinsichtlich des vertraglichen Verhält­
nisses zwischen einem Humanarzt und seinem Patienten 
dargelegt, daß der Arztvertrag keinen Dienstvertrag 
darstellt, weil der Patient dem Arzt gegenüber keine 
Weisungsbefugnis hat. Der Arztvertrag ist demnach als 
ein im Gesetz nicht ausdrücklich geregelter Vertrag 
eigener Art zu betrachten.

Eine andere rechtliche Beurteilung läßt auch das Ver­
tragsverhältnis zwischen einem Tierarzt und dem seine 
Leistungen anfordernden Tierhalter nicht zu. Auch 
hierfür gilt ungeachtet der besonderen Behandlungs­
objekte und -methoden der Grundsatz, daß der Tier­
halter keine die veterinärmedizinische Verantwortlich­
keit des Tierarztes betreffende Weisungsbefugnis hat. 
Gerade darin läge aber das einen Dienstvertrag charak­
terisierende Merkmal.

Da entgegen der Ansicht des Bezirksgerichts das Be­
stehen eines Dienstvertrags zwischen den Parteien 
verneint werden muß, kann auch eine Haftung der Ver­
klagten nach § 618 BGB nicht in Betracht kommen.

Es war demnach weiter zu untersuchen, ob, wie mit 
der Berufungsentgegnung vorgebracht worden ist, die 
Verklagte wegen positiver Verletzung ihrer sich aus 
dem Tierarztvertrag ergebenden Pflichten haftbar zu 
machen ist. Auch dies ist zu verneinen.

Grundsätzlich trifft den Arzt, gleichgültig ob Human­
oder Veterinärmediziner, die volle Verantwortung für 
die vorzunehmende ärztliche Behandlung und die mit 
ihr verbundenen Hilfs- und Sicherheitsmaßnahmen. 
Gerade von letzteren hängt nicht selten die Möglichkeit 
und der erfolgversprechende Verlauf einer sachgemäßen 
ärztlichen Behandlung überhaupt ab. Welche derartigen 
Maßnahmen im Einzelfall nötig sind, kann nur der Arzt 
selbst beurteilen. Deshalb ist der Arzt auch berechtigt, 
an Patienten und Personen, die ihm bei der Behand­
lung helfen, auch wenn sie nicht seine Angestellten 
sind, sondern z. B. auch Angehörige des Patienten, die 
ihn pflegen oder sonst betreuen, verbindliche Anwei­
sungen zu geben, die im Zusammenhang mit der medi­
zinischen Behandlung stehen; seine Verantwortung 
hierfür findet ihre Grenze erst dann, wenn seinen An­
ordnungen außerhalb seiner Kontrollmöglichkeit durch 
diese Personen zuwidergehandelt wird.

Im vorliegenden Fall hatte der Kläger als Tierarzt 
ein der Verklagten gehörendes Pferd zu behandeln. 
Kraft der Eingehung dieses Vertrages hatte er eigen­
verantwortlich alle mit der Behandlung im Zusammen­
hang stehenden notwendigen Maßnahmen festzulegen. 
Dies hat er auch getan.

Um das Pferd behandeln zu können, war seine Fesse­
lung und das Anlegen einer Nasenbremse erforderlich. 
Daß der Kläger auch für die sachgemäße Ausführung 
dieser Maßnahmen und für die Prüfung der Eignung 
des dafür verwendeten Materials verantwortlich war, 
wird von ihm nicht bestritten.

Er bestreitet jedoch seine Pflicht zu einer Prüfung 
der Qualität von Gerätschaften, die nach seiner Meinung 
nicht als tierärztliche Gegenstände bezeichnet werden 
könnten. Für die Bereitstellung der Kette, die zur An­
legung der Nasenbremse an dem gefesselten Pferd ver­
wendet worden ist, sei die Verklagte vertraglich ver­
pflichtet gewesen; sie trage demnach auch die 
Verantwortung für ihre einwandfreie Beschaffenheit.

Dieser Ansicht kann nicht gefolgt werden. Es ist zwar 
richtig, daß eine für den Gebrauch im Fuhrbetrieb be­
stimmte Kette an sich kein tierärztliches Gerät ist, sie 
wird aber im konkreten Fall zu einem solchen, wenn 
der Tierarzt sie als Hilfsmittel für eine Behandlung 
benutzt. Dem Pferd mußte eine Nasenbremse angelegt 
werden, die der Kläger, weil es sich hierbei um ein 
typisches tierärztliches Hilfsgerät handelt, selbst mit­
brachte. Zur Anlegung der Nasenbremse war aber auch 
eine geeignete Kette erforderlich, die mithin genauge­
nommen als damals unentbehrlicher Bestandteil der 
Nasenbremse bezeichnet werden muß. Nun mag es zwar 
üblich sein, daß aus Gründen der Arbeitserleichterung 
im allgemeinen den Tierärzten zu diesem Zwecke 
Ketten von dem jeweiligen Tierhalter zur Verfügung 
gestellt werden, aber aus dieser Tatsache kann keines­
falls eine vertragliche Pflicht des Tierhalters mit den 
entsprechenden rechtlichen Folgen hergeleitet werden. 
Derartige Gewohnheiten wird es, da Tierärzte mitunter 
ganz besonders auf gewisse Improvisationen an Ort und 
Stelle angewiesen sind, noch in vielerlei anderer Be­

ziehung geben. Deshalb können aber, und zwar in 
allererster Linie im Interesse der Sicherheit und Ge­
währleistung einer ordnungsgemäßen Berufsausübung 
der Tierärzte selbst, solche Hilfeleistungen der Tier­
halter nicht aus dem ärztlichen Verantwortungsbereich 
herausgelöst und die Verantwortung für sie auf die 
Tierhalter verlagert werden. Der Tierarzt allein muß 
wissen, inwieweit und in welcher Form er fremde Per­
sonen und Geräte für seine Aufgaben in Anspruch 
nehmen kann. Für den Tierhalter besteht, abgesehen 
von ausgesprochenen Notfällen, keine Verpflichtung, 
Geräte, die an sich zum tierärztlichen Inventar gehören, 
zur Verfügung zu stellen. Tut er es freiwillig auf Ver­
langen des Tierarztes dennoch, dann handelt es sich 
rechtlich hierbei um eine Leihe im Sinne von §§ 598 ff. 
BGB, und gemäß § 599 BGB hat der Verleiher nur Vor­
satz und grobe Fahrlässigkeit zu vertreten. Eine 
Haftung wegen positiver Verletzung des Tierarztver­
trages scheidet demnach ebenfalls aus.

Daß die Verklagte dem Kläger aber vorsätzlich oder 
grob fahrlässig eine schadhafte Kette gegeben hat, 
dafür gibt es keinerlei Anhaltspunkte. Vielmehr ist 
überhaupt nicht erwiesen, daß die Kette schadhaft ge­
wesen ist.

Der Kläger hatte sie schon mehrfach bei der Behand­
lung des Pferdes benutzt. Er hat sie auch vor Beginn 
der Behandlung des Pferdes am Unfalltage besichtigt. 
Daraus ergibt sich eindeutig, daß er die Kette nicht nur 
auf ihre „Geeignetheit“, d. h. ihre Stärke, nachgeprüft 
hat, sondern auch, ob sie sonst die richtige Beschaffen­
heit hatte. Auf ihre Stärke hätte er sie am Unfalltage 
nicht mehr zu prüfen brauchen, weil er sie in dieser 
Hinsicht längst kannte. Mithin war er sich über den 
Umfang seiner Verantwortlichkeit sehr wohl bewußt.

Nach seiner eigenen Darstellung hat er „grobsinnlich 
wahrnehmbare“ Schäden an der Kette nicht gesehen. 
Aus der Tatsache, daß sie bei der Behandlung des 
Pferdes gerissen ist, zieht er dann aber den Schluß, daß 
trotzdem irgendwelche, wenn auch äußerlich nicht 
sichtbare Mängel an ihr bestanden haben müßten.

Sichtbare Schäden hatte sie somit nicht. Wenn dem 
Kläger auch soweit zugestimmt werden muß, daß er 
kein ausgesprochener Fachmann für Ketten ist, so muß 
ihm aber entgegengehalten werden, daß er als Tierarzt, 
der täglich mit solchen Gegenständen umgeht, auch 
kein Laie auf diesem Gebiet ist. Jedenfalls gab es auch 
bei der Verklagten keine solchen Fachleute, die Schäden 
an der Kette, die äußerlich nicht sichtbar waren, hätten 
entdecken können. Der Kläger kann aber, ebensowenig 
wie er sicher nicht vor jedem Gebrauch z. B. seine 
Körperfixierungsseile in einem wissenschaftlichen 
Laboratorium hat untersuchen lassen, dies auch von 
der Verklagten hinsichtlich der an ihn ausgeliehenen 
Kette nicht verlangen. Mithin kann die Verklagte auch 
kein Verschulden im Sinne von § 599 BGB treffen.

Es gibt aber auch keine anderen Gründe, aus denen 
sich eine Haftung der Verklagten nach § 833 BGB er­
geben könnte.

Mit der tierärztlichen Behandlung hat der Kläger für 
die Dauer des unmittelbaren Eingriffs auch die Verant­
wortung dafür übernommen, daß alle geeigneten 
Sicherheitsmaßnahmen ergriffen wurden, damit das 
Pferd in dieser Zeit keinen Schaden anrichten konnte. 
Der Tierhalter als Auftraggeber hatte sich für diese 
Zeit seinen Anweisungen unterzuordnen. Daß die Ver­
klagte aber seine Weisungen in dieser Hinsicht in 
irgendeiner Weise nicht befolgt hätte, hat der Kläger 
selbst nicht behauptet. Das Verhalten des Pferdes bei 
der Behandlung am 24. März 1955 ist auch nicht auf 
bösartige Eigenschaften des Tieres zurückzuführen, die 
die Verklagte dem Kläger verschwiegen hat.

Nach alledem kann nicht davon gesprochen werden, 
daß die Verklagte als Tierhalter innerhalb ihres Ver­
antwortungsbereichs bei der Beaufsichtigung des Tieres 
nicht die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet 
hat. Damit entfällt auch eine Haftung der Verklagten 
nach § 833 BGB.

§ 40 Abs. 3 AnglVO.
Die Zulassung einer an sich unstatthaften Berufung 

muß im Urteil selbst bei dessen Verkündung ausge­
sprochen werden, und zwar grundsätzlich in der Ur­
teilsformel, allenfalls in den bereits bei der Verkün­
dung nachweislich vorliegenden und unterschriebenen
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